
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Arif Taşdelen SPD  
vom 18.12.2023

Ausbau von künstlicher Intelligenz an der Technischen Universität Nürnberg

In seiner Regierungserklärung vom 05.12.2023 hat Ministerpräsident Dr. Markus Söder 
angekündigt: „Wir machen die TU Nürnberg zu Deutschlands erster rein auf KI spe-
zialisierten Universität: die Franconian University of Artificial Intelligence.“

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.1	 Wie ist der Planungsstand der Staatsregierung bezüglich des Ausbaus 
des Standorts für künstliche Intelligenz (KI)?  �   2

1.2	 Wann plant die Staatsregierung, mit diesem Ausbau zu beginnen?  �   2

2.1	 Welche konkreten Maßnahmen plant die Staatsregierung, um den 
Standort für KI auszubauen?  �   2

2.2	 Wie genau wirkt sich die Ankündigung des Ministerpräsidenten auf 
das Angebot von Forschung und Lehre der TU Nürnberg aus?  �   2

3.1	 Mit welchen Kosten rechnet die Staatsregierung für diesen Ausbau?  �   2

3.2	 Wie verteilen sich die Kosten auf die verschiedenen politischen Ebe-
nen?  �   2

4.		 Hat die Staatsregierung diesbezüglich bereits Kontakt mit der Tech-
nischen Universität Nürnberg aufgenommen?  �   2

5.		 Plant die Staatsregierung damit die Änderung des offiziellen Namens 
der Technischen Universität Nürnberg?  �   3

Hinweise des Landtagsamts  �   4
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Antwort  
des Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst  
vom 31.01.2024

1.1	 Wie ist der Planungsstand der Staatsregierung bezüglich des Aus-
baus des Standorts für künstliche Intelligenz (KI)?

Bereits das Konzept der Strukturkommission für den Aufbau der Technischen Uni-
versität (TU) Nürnberg hat das Thema KI mitgedacht. Das Gründungspräsidium hat 
in Umsetzung des Konzepts von Anfang an beim Thema KI einen Schwerpunkt ge-
setzt, was sich u. a. im Zuschnitt des ersten Studiengangs („AI & Robotics“) zeigt. Nun 
geht es darum, diese ersten Ansätze deutlich zu intensivieren und Bezüge zu KI beim 
weiteren Aufbau der Universität konsequent zu berücksichtigen. Zur konkreten Um-
setzung erarbeitet die Hochschulleitung derzeit konzeptionelle Überlegungen. Hier-
zu haben bereits erste Gespräche mit dem Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst (StMWK) stattgefunden.

1.2	 Wann plant die Staatsregierung, mit diesem Ausbau zu beginnen?

Der KI-Fokus wird im laufenden Aufbauprozess berücksichtigt.

2.1	 Welche konkreten Maßnahmen plant die Staatsregierung, um den 
Standort für KI auszubauen?

2.2	 Wie genau wirkt sich die Ankündigung des Ministerpräsidenten auf 
das Angebot von Forschung und Lehre der TU Nürnberg aus?

Die Fragen 2.1 und 2.2 werden im Zusammenhang beantwortet:

Künftig soll das Thema KI durchgehendes Leitmotiv für alle Aktivitäten der TU Nürn-
berg sein. Alle Bereiche in Forschung und Lehre werden einen Bezug zum Thema KI 
haben. Die konkrete Umsetzung dieses Grundprinzips wird auf Grundlage der von der 
Hochschulleitung zu erarbeitenden konzeptionellen Überlegungen erfolgen.

3.1	 Mit welchen Kosten rechnet die Staatsregierung für diesen Ausbau?

Dies kann zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht abgeschätzt werden.

3.2	 Wie verteilen sich die Kosten auf die verschiedenen politischen Ebe-
nen?

Für die Staatsregierung ist nicht ersichtlich, welche anderen politischen Ebenen für 
die Finanzierung eines Universitätsaufbaus zuständig sein könnten außer dem Frei-
staat selbst.

4.		 Hat die Staatsregierung diesbezüglich bereits Kontakt mit der Tech-
nischen Universität Nürnberg aufgenommen?

Das StMWK steht im permanenten Austausch mit allen bayerischen Hochschulen.
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5.		 Plant die Staatsregierung damit die Änderung des offiziellen Namens 
der Technischen Universität Nürnberg?

Eine Namensänderung erfordert eine Gesetzesänderung. Solange diese nicht erfolgt 
ist, behält die Technische Universität Nürnberg – University of Technology Nuremberg 
(UTN) ihren im Errichtungsgesetz und in Art. 1 Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz 
(BayHIG) festgelegten Namen. Die Führung der Bezeichnung „Franconian University 
of Artificial Intelligence“ als Beiname kann sofort erfolgen. Er bringt die besondere 
Bedeutung des Themas KI für die Universität zum Ausdruck – vergleichbar dem Bei-
namen „the entrepreneurial university“, der von der TU München verwendet wird.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. Die 
vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version des 
Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fussnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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